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473 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
26. August 1986 betreffend den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens zur Verminderung

der Staatenlosigkeit

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Beitrittsurkunden zum Übereinkommen
zur Verminderung der Staatenlosigkeit (BGBl.
Nr. 538/1974, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 635/1977) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Bolivien 6. Oktober 1983
Kanada 17. Juli 1978
Kostarika 2. November 1977
Niger 17. Juni 1985

Niger hat anläßlich der Hinterlegung seiner Bei-
trittsurkunde Vorbehalte in bezug auf Art. 11, 14
und 15 erklärt.

Vranitzky

474.

A B K O M M E N

zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Föderativen
Republik Brasilien über die wirtschaftliche und

industrielle Zusammenarbeit

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Föderativen Republik Brasilien,

vom Wunsche geleitet, die traditionellen Freund-
schaftsbeziehungen zwischen beiden Ländern zu
verstärken und die wirtschaftliche und industrielle
Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gegensei-
tigkeit und des beiderseitigen Nutzens zu fördern
und zu unterstützen,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden die Entwicklung
der gegenseitigen wirtschaftlichen und industriellen
Zusammenarbeit zwischen Organisationen und
Unternehmungen der beiden Länder ermutigen
und anstreben.
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Artikel 2

Die Modalitäten für eine Zusammenarbeit im
Rahmen dieses Abkommens werden auf der
Grundlage der jeweils geltenden innerstaatlichen
Rechtsvorschriften beider Länder vereinbart.

Artikel 3

Die Vertragsparteien werden sich bemühen,
unter Berücksichtigung der jeweils geltenden inner-
staatlichen Rechtsordnung die Vorbereitung, den
Abschluß und die Durchführung von Kooperatio-
nen im Rahmen des Abkommens zu erleichtern.

Artikel 4

Die Vertragsparteien bilden durch das gegen-
ständliche Abkommen eine Gemischte Kommission
für wirtschaftliche und industrielle Zusammenar-
beit, der auch Vertreter von Organisationen und
Unternehmungen beider Länder angehören kön-
nen.

Artikel 5

Die Gemischte Kommission wird:
a) mit dem Ziele der Förderung der wirtschaftli-

chen und industriellen Beziehungen zwischen
beiden Ländern alle wirtschaftlichen Angele-
genheiten, die für eine Zusammenarbeit zwi-
schen beiden Ländern in Betracht kommen,
prüfen; und

b) im Hinblick auf die Förderung der Entwick-
lung dieser Beziehungen versuchen, Gebiete
des gemeinsamen Interesses festzustellen, wel-
che für die Durchführung von speziellen Pro-
jekten und Programmen geeignet erscheinen.

Artikel 6

Die Gemischte Kommission wird als Mittel zum
Austausch von Informationen und für Konsultatio-
nen dienen und Kontakte zwischen den Organisa-
tionen und Unternehmungen der beiden Länder
ermutigen und erleichtern.

Artikel 7

Die Gemischte Kommission wird auf Ansuchen
einer der Vertragsparteien in Wien oder in Brasilia
zusammentreten.

Artikel 8

a) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt,
in dem die Vertragsparteien einander mitgeteilt
haben, daß die verfassungsmäßigen Voraussetzun-
gen für das Inkrafttreten erfüllt sind.

b) Das vorliegende Abkommen bleibt für eine
unbestimmte Zeit in Kraft. Jede der Vertragspar-
teien kann es schriftlich auf diplomatischem Wege
kündigen, wobei die Kündigung sechs Monate ab
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dem Datum des Empfanges der Notifikation in
Kraft treten wird.

Geschehen zu Wien, am 3. Mai 1985, in je zwei
Urschriften in deutscher und portugiesischer Spra-
che, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für die
Österreichische Bundesregierung:

Steger e. h.

Für die
Regierung der Föderativen Republik Brasilien:

R. De Vincenzi e. h.

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 8 lit. a am 1. Oktober 1986 in Kraft.

Vranitzky

475.

VEREINBARUNG

ZWISCHEN DER ÖSTER-
REICHISCHEN BUNDES-
REGIERUNG UND DER
EUROPÄISCHEN WELT-

RAUMORGANISATION
ÜBER DIE TEILNAHME
ÖSTERREICHS AM CO-

LUMBUS-VORBEREI-
TUNGSPROGRAMM

Die österreichische Bundesre-
gierung

und

die Europäische Weltraumor-
ganisation, die durch das am
30. Mai 1975 in Paris zur Unter-
zeichnung aufgelegte Überein-
kommen gegründet worden ist
(im folgenden „die Organisation"
genannt);

IN DER ERWÄGUNG, daß
einige Mitgliedstaaten der Orga-
nisation gemäß einer Erklärung
vom 28. November 1984 (ESA/
PB-SL/XLIX/Dec. [Final]) das
Columbus-Vorbereitungspro-
gramm in Angriff genommen
haben;

IN DER ERWÄGUNG, daß
Österreich die Teilnahme am
Columbus-Vorbereitungspro-
gramm beantragt hat und dieser
Antrag von den Teilnehmerstaa-
ten angenommen worden ist;



3232 198. Stück — Ausgegeben am 5. September 1986 — Nr. 475

IM HINBLICK darauf, daß
die zunehmende Mitwirkung der
Republik Österreich an den
Tätigkeiten und Programmen der
Organisation zu begrüßen ist;

GESTÜTZT auf das am
17. Oktober 1979 unterzeichnete
und am 1. April 1981 in Kraft
getretene Abkommen über die
Assoziierung der Republik Öster-
reich mit der Europäischen 'Welt-
raumorganisation, das durch das
am 12. April 1984 unterzeichnete
und am 1. Mai 1985 in Kraft
getretene Abkommen geändert
worden ist;

IN DEM WUNSCHE, die
Bedingungen für die Teilnahme
der österreichischen Bundesregie-
rung am Columbus-Vorberei-
tungsprogramm festzulegen;

HABEN FOLGENDES VER-
EINBART:

ARTIKEL 1

Gegenstand dieser Vereinba-
rung ist die Regelung der Bedin-
gungen für die Teilnahme der
österreichischen Bundesregierung
am Columbus-Vorbereitungspro-
gramm, das in der in der Präam-
bel genannten Erklärung, die die
österreichische Bundesregierung
annimmt, beschrieben ist.

ARTIKEL 2

Bei der Durchführung des Co-
lumbus-Vorbereitungsprogramms
hat die österreichische Bundesre-
gierung die Rechte und Pflichten
eines Teilnehmerstaates, die in
der in der Präambel genannten
Erklärung, den Durchführungs-
vorschriften sowie allen anderen
die Durchführung dieses Pro-
gramms regelnden Beschlüssen
festgelegt sind.

ARTIKEL 3

Die österreichische Bundesre-
gierung leistet zu den bei der
Durchführung des Columbus-
Vorbereitungsprogramms entste-
henden Kosten einen Beitrag
nach Maßgabe der in der Präam-
bel genannten Erklärung:
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ARTIKEL 4

Die österreichische Bundesre-
gierung ist gemäß Artikel 4
Absatz 2 des Assoziierungsab-
kommens in den Sitzungen der
Teilnehmerstaaten des Colum-
bus-Vorbereitungsprogramms im
Rahmen des Columbus-Pro-
grammrats durch zwei Delegierte
vertreten, die Berater hinzuzie-
hen können.

ARTIKEL 5

Die österreichische Bundesre-
gierung und die Organisation
können die Bestimmungen dieser
Vereinbarung auf Grund der
Erfahrung in beiderseitigem Ein-
vernehmen abändern, um insbe-
sondere ihre Anwendung zu ver-
bessern.

ARTIKEL 6

Diese Vereinbarung tritt
neunzig Tage nach ihrer Unter-
zeichnung in Kraft.

Geschehen zu Paris am
27. Juni 1986

in zwei Urschriften, in deut-
scher, englischer und französi-
scher Sprache, wobei jeder Wort-
laut gleichermaßen authentisch
ist.

Für die Republik Österreich:
G. Lennkh

Für die Europäische Weltraumor-
ganisation:

R. Lüst

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 6 am 25. September 1986 in Kraft.

Vranitzky

476.
ABKOMMEN ÖSTERREICH - EWG
— Der Gemischte Ausschuß —

ERKLÄRUNG ZU BESCHLUSS NR. 1/85
DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES
1. Zur Anwendung von Artikel 8 des Protokolls

Nr. 3 besteht die ECU Rechnungseinheit aus der
Summe der folgenden Beträge in den Währungen
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft.

Deutsche Mark 0,719
Pfund Sterling 0,0878
Französischer Franc 1,31
Italienische Lira 140
Holländischer Gulden 0,256
Belgischer Franc 3,71
Luxemburgischer Franc 0,14
Dänische Krone 0,219
Irisches Pfund 0,00871
Griechische Drachme 1,15
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2. Der Gegenwert von 1 ECU in den jeweiligen
Währungen zum 1. Oktober 1984 lautet wie folgt:

Deutsche Mark 2,23596
Pfund Sterling 0,592085
Französischer Franc 6,85840
Italienische Lira 1383,98
Holländischer Gulden 2,52050
Belgischer Franc 45,3837
Luxemburgischer Franc 45,3837
Dänische Krone 8,09937
Irisches Pfund 0,721675
Griechische Drachme 92,1772
Spanische Peseta 126,007
Portugiesischer Escudo 117,122
Österreichischer Schilling 15,7141

3. Jedesmal, wenn sich der Stichtag ändert, sind
die in diesem Artikel in ECU ausgedrückten Sum-
men unter Berücksichtigung des Grundsatzes zu
überprüfen, daß sich die in nationaler Währung
ausgedrückten Beträge nicht verringern sollten. Bei
einer solchen Überprüfung ist allen relevanten Fak-
toren einschließlich der Frage Rechnung zu tragen,
ob es wünschenswert ist, die realen Auswirkungen
der vorgesehenen Begrenzung zu erhalten.

4. Die vorliegende Erklärung ersetzt die Erklä-
rung des Gemischten Ausschusses vom 24. Juni
1981 in der Fassung vom 25. April 1983 und vom
25. Juni 1985.

Geschehen zu Salzburg am 12. Juni 1986

Im Namen des Gemischten Ausschusses:

Der Vorsitzende:

G. Waas
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Vranitzky

477.

ABKOMMEN ÖSTERREICH — EWG

— Der Gemischte Ausschuß —

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DER
29. TAGUNG AM 12. JUNI 1986

Ausstellung von EUR. 1 Bescheinigungen für
Waren, die an mehrere Empfänger versendet wer-

den

„Der Ausschuß kommt überein, daß folgende
Grundorientierung für die Auslegung des Arti-
kels 9, Absätze 1 und 8 angewendet werden soll:
— Die Regeln, die während der Sitzung des Zoll-

ausschusses vom 24. und 25. Mai 1984 verein-
bart worden sind und die die Bedingungen für
die Verwendung des Formblattes EUR. 2 festle-
gen, finden keine Anwendung für die Verwen-
dung der Bescheinigung EUR. 1.

— Eine Bescheinigung EUR. 1 kann ausgestellt
werden (einschließlich im Fall des vereinfachten
Verfahrens gemäß Artikel 13) für Waren, die
vom selben Lieferanten verschickt werden und
die für verschiedene Empfänger bestimmt sind.
Die Bedingungen, nach denen dieser
Ursprungsnachweis bei den Zollbehörden zum
Zeitpunkt der Abfertigung des Teils der ver-
sandten Ware für den weiteren Empfänger vor-
gelegt werden muß, werden durch die nationa-
len Regelungen des Einfuhrlandes bestimmt.

— Die Bestimmung des Artikels 9, Absatz 8 wird
analog angewandt, wenn Waren innerhalb des-
selben Einfuhrlandes im Hinblick auf ihre
Abfertigung an eine andere Zollstelle weiterver-
sandt werden."

Ausstellungsort von Formblättern EUR. 2

„Der Ausschuß kommt überein, daß folgende
Grundorientierung für die Auslegung des Arti-
kels 14, 1. Absatz angewendet werden soll:
— Ebenso wie die Bescheinigung EUR. 1 kann das

Formblau EUR. 2 nur im Ausfuhrland ausge-
füllt werden."

Geschehen zu Salzburg, am 12. Juni 1986

Im Namen des Gemischten Ausschusses:

Der Vorsitzende:

G. Waas
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Vranitzky


